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Betreff: TOP Ö 1 – Mögliche Auswirkungen der Haushaltssperre des Bundes auf 
die Energiekosten und -tarife 2024 
______________________________________________________________________ 

 
Sachdarstellung: 

 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Urteil v. 15.11.2023 | 2 BvF 1/22 fest-
gestellt, dass das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2021 mit dem Grundgesetz un-
vereinbar und nichtig ist. Die Entscheidung hat zur Folge, dass sich der Umfang des 
bis 2027 angelegten „Klima- und Transformationsfonds“ (KTF) um 60 Milliarden Euro 
reduziert, weil die Übertragung von Kreditermächtigungen aus dem Corona-Krisen-
fonds in den KTF vor dem Hintergrund der Schulden-bremse als verfassungsrechtlich 
unzulässig erklärt wurde. Soweit hierdurch bereits eingegangene Verpflichtungen nicht 
mehr bedient werden können, muss der Haushaltsgesetzgeber dies nun anderweitig 
kompensieren. Bereits erteilte Förderbescheide behalten nach Aussage der Bundes-
regierung ihre Gültigkeit.  
Das Urteil wirft zudem erhebliche Zweifel auf, ob Zahlungen des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) im Jahr 2023 und 2024 der Verfassung entsprechen. Das Bundes-
finanzministerium hat als Reaktion auf das Urteil zunächst eine Haushaltssperre für 
den KTF und den WSF sowie jüngst auch für Teile des Kernhaus-halts verfügt. Die 
Auflösung des WSF wurde zudem für Ende 2023 angekündigt. Angesichts der Haus-
haltslage ist nunmehr zweifelhaft, ob oder in welcher Weise verschiedene Gesetzge-
bungsprojekte und Förderprogramme realisiert werden können. 
 
 
Energiepreisbremsen: 
 
Das Wichtigste vorab: Die Finanzierung der Preisbremsen bis zum Jahresende 2023 
ist nach Angaben der Bundesregierung weiterhin sichergestellt.  
 
Des Weiteren hat der Bundestag am 16.11.2023 der Verordnung zur Verlängerung der 
Energiepreisbremsen (Preisbremsenverlängerungsverordnung – PBVV) zugestimmt. Mit 
dieser Verordnung soll die Anwendung der Energiepreisbremsengesetze bis zum 
31.03.2024 verlängert werden. Zudem hat die EU-Kommission am 20.11.2023 Änderun-
gen zum Befristeten Rahmen für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft infolge 
des Angriffs Russlands auf die Ukraine (Befristeter Krisenrahmen) beschlossen. Auf der 
Grundlage dieser Änderungen können bestehende Beihilfen für Unternehmen, die von 
dem Angriff Russlands auf die Ukraine und/oder seinen unmittelbaren oder mittelbaren 
Auswirkungen betroffen sind, und Beihilfen für Mehrkosten aufgrund des außergewöhnlich 



starken Anstiegs der Erdgas-, Wärme- und Strompreise bis zum 30.06.2024 verlängert 
werden. 
 
Die PBVV erfüllt die Voraussetzungen des geänderten Befristeten Krisenrahmens, 
eine noch von Deutschland zu beantragende Genehmigung der EU-Kommission 
sollte also zu erwarten sein.  
Da der Bundestag allerdings Änderungen der PBVV gegenüber dem von der Bun-
desregierung vorgelegten Entwurf beschlossen hat, muss aber zunächst die Bundes-
regierung diese Änderungen gemäß § 47 Abs. 2 S. 3 StromPBG billigen. Eigentlich 
sollte dies in der heutigen Kabinettssitzung am 22.11.2023 erfolgen. Die Befassung 
wurde allerdings abgesagt. Regierungsmitglieder haben bereits angedeutet, die Ver-
längerung der Energiepreisbremsen vor dem Hintergrund der grundlegend veränder-
ten finanziellen Rahmenbedingungen infolge des BVerfG-Urteils noch einmal einge-
hend zu prüfen.  
Ein Auslaufen der Preisbremsen zum Jahresende 2023, wie weiterhin geltende 
Rechtslage ist, erscheint vor dem Hintergrund der prekären Haushaltslage nicht mehr 
ausgeschlossen, wohl sogar wahrscheinlich. Allerdings kann nach wie vor noch nicht 
ausgeschlossen werden, dass auch eine Überführung der benötigten Geldmittel für 
die Verlängerung der Preisbremsen in den Kernhaushalt erfolgen könnte. Dies ist ge-
genwärtig Teil von intensiven Diskussionen in der Bundesregierung wie im Bundes-
tag. Der VKU bekräftigt in diesem Zusammenhang seine Forderung, die Preisbrem-
sen planmäßig zum Jahresende auslaufen zu lassen. Damit würde nicht nur die kurz-
fristig kaum leistbare Umsetzung der Verlängerung vermieden, sondern auch Gelder 
gespart, um entscheidende Zukunftsinvestitionen wie etwa die Bundesförderung effi-
ziente Wärmenetze (BEW) zu sichern.  
 
 
Verminderter Umsatzsteuersatz auf Gas- und Wärmelieferungen:  
 
Nach geltender Rechtslage läuft der verminderte Umsatzsteuersatz auf Gas- und 
Wärmelieferungen zum 31.03.2024 aus. Im Wachstumschancengesetz, das am 
17.11.2023 vom Bundestag in der zweiten und dritten Lesung beschlossen wurde, ist 
nunmehr vorgesehen, dass die Erhöhung auf 19 % um einen Monat auf den 
01.03.2024 vorgezogen werden soll.  
Das Wachstumschancengesetz bedarf noch der Zustimmung des Bundesrates, die derzeit 
jedoch als kurzfristig unwahrscheinlich erscheint. Da die überwiegende Finanzierung die-
ses Gesetzes durch Länder und Kommunen erfolgen soll, gibt es hier massiven Wider-
stand. So hat sich z. B. der Finanzausschuss des Bundesrates einstimmig über alle Par-
teigrenzen hinweg dafür ausgesprochen, bei diesem Gesetzgebungsverfahren den Ver-
mittlungsausschuss anzurufen. 
 

Unabhängig vom Ausgang der Bundesratsbefassung ist davon auszugehen, dass 
am 01.01.2024 der Umsatzsteuersatz auf Gas- und Wärmelieferungen weiterhin 7 % 
beträgt.  
 
  



 
Zuschuss zu den ÜNB-Netzentgelten i. H. v. 5,5 Mrd. EUR:  
 
Die ÜNB haben ihre vorläufigen Netzentgelte für 2024 auf der Grundlage eines Bun-
des-Zuschusses von 5,5 Mrd. EUR kalkuliert. Eine Korrektur der vorläufigen Entgelte 
ist nach den Vorgaben der BNetzA zwar noch möglich, dies müsste dann allerdings 
noch Anfang Dezember der BNetzA angezeigt werden.  
In dem Gesetz zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vor-
gaben und zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften (EnWG-Anpas-
sungsgesetz) ist vorgesehen, dass zu den ÜNB-Netzentgelten 2024 ein Bundeszu-
schuss von 5,5 Mrd. EUR geleistet wird, der über den WSF finanziert werden sollte. 
Das EnWG-Anpassungsgesetz ist vom Bundestag beschlossen und steht für den 
24.11.2023 auf der Tagesordnung des Bundesrates, eine inhaltliche Änderung gilt 
als unwahrscheinlich.  
Der Zuschuss ist allerdings nicht als Anspruch der ÜNB gegenüber dem Staat aus-
gestaltet und das EnWG-Anpassungsgesetz enthält auch eine Regelung, wie die 
ÜNB vorgehen können, wenn das Geld nicht zur Verfügung gestellt wird. So könnten 
die ÜNB eine Anpassung der am 01.10.2023 veröffentlichten vorläufigen Netzent-
gelte für das Jahr 2024 noch im Dezember vornehmen. Sollte der WSF tatsächlich, 
wie angekündigt, zum Jahresende aufgelöst werden, müsste der Bundeszuschuss zu 
den ÜNB-Entgelten in den Kernhaushalt überführt werden.  
Aufgrund der weitreichenden Auswirkungen des BVerfG-Urteils auf die Haushaltsberatun-
gen ist allerdings noch nicht absehbar, wann exakt das Haushaltsfinanzierungsgesetz 
2024 verabschiedet wird, nachdem die Schlussberatung im Haushaltsausschuss am 
23.11.2023 und die 2./3. Lesung am 01.12.2023 abgesagt wurden. Aufgrund der gesetzli-
chen und der BNetzA-Vorgaben ist jedoch damit zu rechnen, dass spätestens Mitte De-
zember Klarheit über die ÜNB-Entgelte hergestellt sein sollte. Sollte allerdings für 2024 
kein oder nicht ausreichend Geld bereitgestellt werden, könnten die ÜNB auch noch im 
Jahr 2024 ausnahmsweise eine unterjährige Anpassung der ÜNB-Entgelte vornehmen. 
 

 

CO2-Steuer 2024 

 

Darüber hinaus gibt es noch keinen Beschluss, auf welchen Betrag die CO2-Steuer für 
2024 von derzeit 30 Euro/ t CO2 angehoben werden soll. Diese Information ist essenziell 
für die Tarife von Gas und Nahwärme sowie für die korrekte Umsetzung des CO2-Kosten-
aufteilungsgesetzes (Ausweisung auf der Abrechnung). 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Werkausschuss nimmt den Bericht zustimmend zur Kenntnis. 
 

Stadtwerke Neuburg an der Donau  


